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Der V. Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat auf die 
mündliche Verhandlung vom 24. Juni 1988 durch den Vorsitzen­
den Richter Prof. Dr. Hagen und die Richter Dr. Eckstein,
Dr. Vogt, Dr. Räfle und Stodolkowitz

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil 
des 9. Zivilsenats des Oberlandesgerichts 
Düsseldorf vom 11. März 1987 aufgehoben.

Die Sache wird zur anderweiten Verhandlung und 
Entscheidung, auch über die Kosten des Revisions­
verfahrens, an das Berufungsgericht zurückver­
wiesen.

Von Rechts wegen

Tatbestand

Durch notariellen Vertrag vom 6. Mai 1985 kaufte die 
Klägerin von dem Beklagten ein Hausgrundstück zum Preis von 
175.000 DM. Mit Anwaltsschreiben vom 23. Mai 1985 ließ sie 
die Anfechtung des Kaufvertrages wegen arglistiger Täuschung 
erklären. Zur Begründung der Anfechtung hat sie hauptsäch­
lich vorgetragen: Sie habe den Beklagten vor Abschluß des 
Kaufvertrages darauf hingewiesen, daß sie das Haus nur er­
werben könne, wenn die monatliche Belastung nicht über 
800 DM liege. Der Beklagte habe erklärt, eine solche Finan­
zierung sei spielend zu bewerkstelligen, im Hinblick auf den
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vorhandenen Bausparvertrag über 83.000 DM werde die monat­
liche Belastung noch unter 800 DM liegen. Der Beklagte habe 
ihr die Erstellung eines entsprechenden Finanzierungsmodells 
zugesichert und erklärt, sie brauche sich um nichts zu küm­
mern, die Finanzierung werde von ihm und seinem Makler erle­
digt. Tatsächlich sei eine Finanzierung des Kaufpreises mit 
einer monatlichen Belastung von höchstens 800 DM jedoch 
nicht möglich. Die falsche, auch von ihm selbst als uner­
füllbar erkannte Zusage des Beklagten habe sie zum Abschluß 
des Kaufvertrages bewogen. Außerdem habe der Beklagte ihr 
ein falsches Baujahr des Hauses angegeben, nämlich 1935 
statt 1912.

Die Klägerin hat beantragt, festzustellen, daß der no­
tarielle Kaufvertrag vom 6. Mai 1985 nichtig sei. Die Klage 
ist in beiden Vorinstanzen ohne Erfolg geblieben. Mit der 
Revision verfolgt die Klägerin ihr Klagebegehren weiter. Der 
Beklagte beantragt, das Rechtsmittel zurückzuweisen.

Entscheidunqsqründe

I.

Das Berufungsgericht hält hinsichtlich der Finanzie­
rungsfrage, die nicht Vertragsgegenstand geworden sei, eine 
Täuschungshandlung des Beklagten für nicht bewiesen und 
führt aus:
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Die Zeugin GflA, die Mutter der Klägerin, habe zwar be­
kundet, sie und die Klägerin hätten den Beklagten vor Ab­
schluß des Kaufvertrages darauf hingewiesen, daß sie für die 
Finanzierung des Kaufpreises höchstens einen monatlichen Be­
trag von 800 DM aufbringen könnten; der Beklagte habe da­
raufhin erklärt, daß die monatliche Tilgung nicht so hoch 
sei, die monatlichen Belastungen beliefen sich höchstens auf 
600 bis 700 DM, unter Berücksichtigung des Bausparvertrages 
der Klägerin sei die Finanzierung spielend gesichert. Hier­
aus sei jedoch nicht zu entnehmen, daß die Erstellung eines 
"verbindlichen Finanzierungsmodells" durch den Beklagten 
Gegenstand der Vertragsverhandlungen gewesen sei. Auch hin­
sichtlich der Verschaffung einer Finanzierung mit einer 
monatlichen Belastung von höchstens 800 DM könne in der von 
der Zeugin G ^ |  bekundeten Erklärung des Beklagten "nicht 
feststellbar eine Zusicherung" gesehen werden; dieser Er­
klärung des Beklagten könne nicht entnommen werden, daß er 
für die Richtigkeit seiner Angaben habe einstehen wollen; es 
habe sich hierbei auch um allgemeine Beschwichtigungen und 
um ein - zulässiges - Zerstreuen von Bedenken der Klägerin 
handeln können.

Die behauptete unrichtige Angabe des Baujahres gibt der 
Klägerin nach Ansicht des Berufungsgerichts ebenfalls kein 
Anfechtungsrecht. Abgesehen davon, daß das Baujahr des 
Hauses nicht Gegenstand des Vertrages sei, sei nicht nach­
vollziehbar, worin ein arglistiges Verhalten des Beklagten 
liegen sollte.
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II.

Diese Ausführungen sind nicht frei von Rechtsirrtum.

Das Berufungsgericht stellt zu Unrecht darauf ab, ob 
bewiesen ist, daß der Beklagte eine nicht zutreffende "Zu­
sicherung” abgegeben hat und seinen Erklärungen zu entnehmen 
ist, daß er für die Richtigkeit seiner Angaben "einstehen" 
wolle. Ein solcher, auf das Eingehen einer rechtsgeschäft­
lichen Verpflichtung gerichteter, Nachweis ist im vorliegen­
den Fall nicht Voraussetzung für die Feststellung einer Täu­
schungshandlung im Sinne des § 123 BGB. Gegenstand der Täu­
schung sind Tatsachen - wie im übrigen auch das Berufungs­
gericht selbst zu Beginn seiner Überlegungen ausgesprochen 
hat -, nämlich objektiv nachprüfbare Umstände (s. etwa 
Staudinger/Dilcher, BGB, 12. Aufl. § 123 Rdn. 4; Krüger- 
Nieland in BGB-RGRK, 12. Aufl. § 123 Rdn. 9; MünchKomm/ 
Kramer, BGB 2. Aufl. § 123 Rdn. 12). Eine solche objektiv 
nachprüfbare Angabe und damit eine im Sinne des § 123 BGB 
relevante Tatsachenbehauptung ist aber jedenfalls auch die 
vom Berufungsgericht seiner Beurteilung zugrunde gelegte, 
von der Zeugin G^J^ bekundete Erklärung des Beklagten, unter 
Berücksichtigung des Bausparvertrages sei eine Finanzierung 
mit einer monatlichen Belastung von höchstens 600 bis 700 DM 
möglich. Bei Unrichtigkeit dieser Erklärung wäre daher be­
reits hiermit eine Täuschungshandlung gegeben.

Die Ausführungen auf Blatt 7 des angefochtenen Urteils 
versteht der erkennende Senat nicht dahin, das Berufungs­
gericht habe bereits die Richtigkeit der erörterten Erklä­
rung des Beklagten feststellen wollen; gegen ein solches
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Verständnis spricht auch schon die auf Blatt 9 des Urteils 
im vorletzten Absatz getroffene Feststellung, daß nach den 
Berechnungen der Landesbausparkasse die monatlichen Bela­
stungen über 800 DM gelegen hätten. Ebensowenig entnimmt 
der Senat aus Blatt 9 des angefochtenen Urteils eine ab­
schließende tatrichterliche Würdigung dahin, daß der Be­
klagte - unabhängig davon, ob objektiv eine Täuschungshand­
lung Vorgelegen habe oder nicht - jedenfalls nicht arglistig 
gehandelt hätte (was schon bei bedingtem Vorsatz der Fall 
gewesen wäre).

III.

Die Sache bedarf somit erneuter tatrichterlicher Prü­
fung, ohne daß es noch auf die von der Revision zu dem Punkt 
"Baujahr des Hauses" erhobenen Rügen ankommt; auch eine 
Stellungnahme zu dem vom Landgericht erörterten Gesichts-
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punkt einer culpa in contrahendo ist auf der Grundlage des 
gestellten Klageantrags nicht veranlaßt. Die Sache ist daher 
unter Aufhebung des angefochtenen Urteils an das Berufungs­
gericht zurückzuverweisen.

Hagen
Räf le

Dr. Eckstein
Stodolkowitz

Vogt
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